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Anlage 14 zur GRDrs 771/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	410.0200

41206020


	Kulturamt
	EG 8 TVöD
	Fachangestellte/r für Medien- und Informationsdienste
	0,50
	KW 01/2014
	26.950


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird eine Stelle im Umfang von 50 % der EG 8 TVöD für eine/n Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste zur Beantwortung von Anfragen aus den Personenstandsregistern, die dem Stadtarchiv von den Standesämtern in Stuttgart 
übergeben wurden.

2
Schaffungskriterien

Beim Personenstandswesen handelt es sich für das Stadtarchiv um neue Aufgaben aufgrund gesetzlicher Vorgaben. Da für die Erteilung der Auskünfte Einnahmen erzielt werden, trägt sich die Schaffung dieses Stellenanteils voraussichtlich zu ca. 63 % selbst. 

3
Bedarf

3.1
Anlass

Zum 1. Januar 2009 ist das Personenstandsrechtsreformgesetz in Kraft getreten. Teil der Novelle ist, dass erstmals seit Einführung der zivilen Standesregister im Jahr 1876 die Unterlagen der Standesämter nach Ablauf von Verwahrfristen an die kommunalen Archive abzugeben sind. 

In Stuttgart ist die Übergabe mit Ausnahme weniger Bezirksstandesämter zeitnah im Jahr 2009 erfolgt. Das Stadtarchiv erhielt vom Standesamt und von den Standesämtern der Stadtbezirke insgesamt 132 laufende Meter von Geburtenbüchern, Heiratsbüchern und Sterbebüchern nach Ablauf der Verwahrfristen. Die Verwahrfristen bei den Standesämtern betragen für Geburtsregister 110 Jahre, für Heiratsregister und Familienbücher 80 Jahre sowie für Sterberegister 30 Jahre. 

Mit Ablauf der Verwahrfristen ändert sich die Rechtsqualität der Personenstandsregister. Aus Standesamtsunterlagen wird Archivgut. Die Register dürfen nicht mehr fortgeführt, aus ihnen dürfen keine Urkunden erstellt werden.
Durch die Gesetzesnovelle wird der Kreis der potenziellen Nutzer erheblich erweitert. Während im Standesamt nur Auskunft auf amtliche Anfragen und Anfragen von Nachkommen in direkter Linie gegeben wurde, hat nun gemäß Landesarchivgesetz Baden-Württemberg jedermann das Recht, diese Unterlagen zu nutzen, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann.

Für das Stadtarchiv sind durch die Novelle neue, umfangreiche Aufgaben entstanden. Die Statistik für 2009 weist allein 650 schriftliche Personenstandsanfragen aus; dies bedeutet eine Zunahme der schriftlichen Anfragen um fast 60 Prozent. Die Zahl der Anfragen ist weiter steigend: Im ersten Halbjahr 2010 wurden bereits 350 Anfragen verzeichnet. Das zweite Halbjahr ist nicht repräsentativ, da das Stadtarchiv wegen des Umzugs mehr als drei Monate für die Öffentlichkeit nicht zugänglich war. Angesichts der sich erst allmählich verbreitenden Kenntnis über die Novellierung bzw. die dadurch neuen Nutzungsmöglichkeiten in den Archiven ist mit einem deutlichen Zuwachs vor allem der privaten Benutzung zu rechnen.

Die Mehrzahl der Anfragen betrifft rechtsrelevante Vorgänge. Es handelt sich häufig um Anfragen von Standesämtern und Notariaten. Die Bearbeitung ist aufwändig. Telefonische Anfragen können nicht beantwortet werden. Nutzer müssen auf den schriftlichen Weg verwiesen werden. Bei gebührenpflichtigen Anfragen ist vorab die Übernahme der Kosten zu klären. Für diese neuen Aufgaben stehen dem Stadtarchiv keine personellen Ressourcen zur Verfügung.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Bis 2009 wurden alle Personenstandsbücher beim Standesamt Stuttgart und den Bezirksstandesämtern geführt. Mit Inkrafttreten des Personenstandsrechtsreformgesetzes müssen die Standesämter nach Ablauf von Verwahrfristen die Unterlagen an die kommunalen Archive abgeben.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Archivierung und die Zugänglichmachung der Personenstandsregister sind gesetzliche Pflichtaufgaben. Ohne die Stellenschaffung kann dem Rechtsanspruch auf Auskunftserteilung nicht nachgekommen werden.

4
Stellenvermerke

KW 01/2014
Nach 2 Jahren werden der Arbeitsanfall und die Einnahmeentwicklung überprüft werden.
